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Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 2023/2024 

Folgen der globalen Krisen belasten die deutsche Wirtschaft  

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland kam im Jahr 
2023 in einem nach wie vor krisengeprägten Umfeld ins Stocken. 
Zwar hat im Verlauf des Jahres die Inflation nachgelassen und sich 
der Anstieg der Lohneinkommen im Vergleich zum Vorjahr be-
schleunigt. Allerdings blieb die Erholung beim privaten Konsum bis-
lang aus. In realer Rechnung sind die Einkommen in Deutschland 
über längere Zeit zurückgegangen. 

Wichtige Bereiche des Verarbeitenden Gewerbes haben an Wettbe-
werbsfähigkeit eingebüßt, insbesondere die Automobilindustrie im 
Zuge des Umstiegs von Verbrennern auf Elektromotoren und die 
Chemiebranche aufgrund der höheren Energiepreise in Europa. So 
verharrte die Produktion in der chemischen Industrie auf dem niedri-
gen Niveau, auf das sie Ende des Jahres 2022 im Zuge der Energie-
krise gedrosselt wurde.  

Die Zinsanhebungen der Europäischen Zentralbank leiteten zudem 
auf dem deutschen Immobilienmarkt einen deutlichen Einbruch ein. 
Bis zuletzt gingen deshalb insbesondere die Investitionen in Wohn-
bauten stark zurück. 

 

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist im Jahr 2023 nach 
ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes um 0,3 % ge-
sunken. Kalenderbereinigt ging das BIP um 0,1 % zurück. Damit 
setzte sich die Erholung der deutschen Wirtschaft vom tiefen Ein-
bruch im Corona-Jahr 2020 nicht weiter fort. So lag das BIP im Jahr 
2023 preisbereinigt nur um 0,7 % höher als vor der Corona-
Pandemie im Jahr 2019. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung kam 
damit deutlich ins Stocken. 

Seit dem Verfassungsgerichtsurteil vom 15. November muss sich die 
Wirtschaft für das Jahr 2024 auf neue Belastungen einstellen. Denn 
dem Bund ist es nun verwehrt, einen Teil seiner geplanten Ausgaben 
den Sondervermögen des Klima- und Transformationsfonds und des 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds Energie zuzurechnen und auf diese 
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Weise die auf den Bundeshaushalt bezogene Schuldenbremse in den 
kommenden Jahren einzuhalten. Die Kürzungen der öffentlichen 
Subventionen und die Verunsicherung dürften die privaten Investiti-
onen unmittelbar und in den kommenden Quartalen deutlich schmä-
lern. 

Die derzeitige konjunkturelle Perspektive ist zudem von geopoliti-
schen Risiken getrübt: Im Krieg in der Ukraine gibt es keine Anzei-
chen für eine schnelle Lösung. Die Bemühungen, die wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen der Europäischen Union (EU) und der Russi-
schen Föderation zu trennen, dauern an. Der Krieg zwischen Israel 
und der Hamas könnte sich auf andere Länder in der Region auswei-
ten. Die relevanten Akteure im Nahen Osten haben zwar durchbli-
cken lassen, dass sie keine Eskalation anstreben. Doch unvorherge-
sehene Ereignisse könnten die Energiepreise steigen lassen. 

Der Wegfall öffentlicher Gelder und die Unsicherheit infolge des Ver-
fassungsgerichtsurteils werden das Wachstum 2024 spürbar schmä-
lern. Zudem kommt der private Verbrauch nur schwer in die Gänge. 
Mit dem Anstieg der realen Lohneinkommen legten auch die realen 
verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte zuletzt kräftig zu. 
Die Reallohnzuwächse konnten die Kaufkraftverluste der vergange-
nen Jahre jedoch bei Weitem noch nicht ausgleichen. 

 

Trotz der bremsenden Faktoren erwartet die Mehrheit der Institute 
im laufenden Jahr 2024 eine Stabilisierung der Wirtschaftslage. Die 
Vorausschätzungen der Wirtschaftsforschungsinstitute1 zur Wachs-
tumsrate des Bruttoinlandsproduktes bewegen sich in einer Spann-
weite von  -0,5 % bis +1,3 %. Die deutsche Wirtschaft dürfte im 
Jahresmittel um 0,4 % wachsen. Nach einem schwierigen Winter-

 
1 In die Analyse dieses Berichtes zur zukünftigen Wirtschaftsentwicklung flossen die 

Ergebnisse der aktuellen Konjunkturberichte der folgenden Institute ein: DIW – 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin; HWWI – Hamburgisches Welt-
Wirtschafts-Institut; Gemeinschaftsdiagnose – ifo mit KOF Konjunkturforschungs-
stelle ETH Zürich, IWH mit Kiel Economics, IfW, RWI mit Institut für Höhere Studien 
Wien; IAB – Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung; ifo – ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München; IfW – Institut für Weltwirtschaft, Kiel; IMK – Insti-
tut für Makroökonomie und Konjunkturforschung in der Hans-Böckler-Stiftung, 
Düsseldorf; IW – Institut der Deutschen Wirtschaft, Köln; IWH – Institut für Wirt-
schaftsforschung, Halle; RWI – Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor-
schung, Essen; SVR – Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung.  



 

3 
 

halbjahr sollte die deutsche Wirtschaft in der zweiten Jahreshälfte 
wieder mehr Schwung aufnehmen.  

Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe rückläufig. 
Dienstleistungsbereiche stützten die Wirtschaft 

Die konjunkturelle Entwicklung verlief 2023 in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen unterschiedlich: Die meisten Dienstleistungsberei-
che konnten ihre wirtschaftlichen Aktivitäten im Vorjahresvergleich 
erneut ausweiten und stützten die Wirtschaft. Der Anstieg fiel aber 
insgesamt schwächer aus als in den beiden vorangegangenen Jah-
ren. Den größten preisbereinigten Zuwachs verzeichnete der Bereich 
Information und Kommunikation mit +2,6 % und knüpfte damit an 
seine langjährige, nur im ersten Corona-Jahr 2020 gebremste 
Wachstumsgeschichte an. Die Grundstücks- und Wohnungswirt-
schaft und der Bereich Öffentliche Dienstleister, Erziehung, Gesund-
heit konnte 2023 um 1,0 % zulegen.   

Dagegen ging die preisbereinigte Bruttowertschöpfung im zusam-
mengefassten Wirtschaftsbereich Handel, Verkehr, Gastgewerbe  
(-1,0 %) zurück. Das lag vor allem am Groß- und am Einzelhandel, 
die deutlich nachgaben, während der Kraftfahrzeughandel und der 
Verkehrsbereich zulegten. 

Im Baugewerbe machten sich neben den weiterhin hohen Baukosten 
und dem Fachkräftemangel insbesondere die zunehmend schlechte-
ren Finanzierungsbedingungen bemerkbar. Hiervon war vor allem 
der Hochbau betroffen. Dagegen konnte die Produktion im Tiefbau 
und im Ausbaugewerbe gesteigert werden. Insgesamt erreichte das 
Baugewerbe 2023 preisbereinigt ein kleines Plus von 0,2 %. 

 

Die Wirtschaftsleistung im Produzierenden Gewerbe (ohne Bauge-
werbe) ging insgesamt deutlich um 2,0 % zurück. Entscheidend da-
für war eine sehr viel niedrigere Produktion im Bereich der Energie-
versorgung.  

Das Verarbeitende Gewerbe, das fast 85 % des Produzierenden Ge-
werbes (ohne Bau) ausmacht, war im Jahr 2023 preisbereinigt eben-
falls, wenngleich deutlich weniger, im Minus (-0,4 %). Vor allem in 
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den energieintensiven Industriezweigen wie der Chemie- und Metall-
industrie sanken Produktion und Wertschöpfung erneut, nachdem 
die Wirtschaftsleistung in diesen Branchen bereits 2022 besonders 
stark auf die steigenden Energiepreise reagiert hatte.  

 

Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft, die im Jahr 2023 rund 
10,0 % der gesamten Bruttowertschöpfung erzeugte, erreicht für 
gewöhnlich nur moderate Wertschöpfungszuwächse und ist aber nur 
geringen Schwankungen unterworfen. Gerade diese Beständigkeit 
begründet die stabilisierende Funktion der Immobiliendienstleister für 
die Gesamtwirtschaft. Nominal erzielte die Grundstücks- und Immo-
bilienwirtschaft 2023 eine Bruttowertschöpfung von 376 Milliarden 
EUR. 

Gute Nettozuwanderung führt zu neuem Höchststand an Be-
schäftigten, Fachkräftemangel dauert an 

Trotz schwierigem Umfeld zeigte sich der Arbeitsmarkt bislang trotz 
den wirtschaftlichen Herausforderungen der Energiekrise und der 
hohen Inflation robust. Die Erwerbstätigkeit stieg 2023 sogar auf den 
bislang höchsten Stand seit der Wiedervereinigung. Drei Jahre zuvor 
im Jahr 2020 hatte die Corona-Krise den zuvor über 14 Jahre anhal-
tenden Anstieg der Erwerbstätigenzahl zeitweilig beendet und zu 
einem Rückgang geführt. Im Zuge des Aufholprozesses nach der 
Pandemie war die Erwerbstätigkeit bereits im Jahr 2022 kräftig ge-
stiegen. 

Die Wirtschaftsleistung wurde im Jahr 2023 von durchschnittlich 
45,9 Millionen Erwerbstätigen erbracht. Das waren 0,7 % oder 
333.000 Personen mehr als im Jahr zuvor. Die Beschäftigung nahm 
im Jahr 2023 vor allem durch die Zuwanderung ausländischer Ar-
beitskräfte zu. Hinzu kam eine steigende Erwerbsbeteiligung der 
inländischen Bevölkerung. 

Diese positiven Effekte überwogen die dämpfenden Effekte des de-
mografischen Wandels. Ein Blick auf die Wirtschaftsbereiche zeigt, 
dass der Beschäftigungsaufbau wie im Vorjahr fast ausschließlich in 
den Dienstleistungsbereichen stattfand: Die prozentual größten Be-
schäftigungszuwächse gab es 2023 im Bereich Information und 
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Kommunikation (+2,6 %) sowie im Bereich Öffentliche Dienstleister, 
Erziehung, Gesundheit (+1,0 %), in dem mehr als ein Viertel aller 
Erwerbstätigen beschäftigt ist. Auch im zusammengefassten Bereich 
Handel, Verkehr, Gastgewerbe gab es mehr Beschäftigte als im Vor-
jahr (+0,9 %), die hohen Beschäftigungsverluste während der Pan-
demie-Jahre 2020 und 2021 konnten damit aber nicht ausgeglichen 
werden. Das gilt auch für das Verarbeitende Gewerbe, in dem die 
Zahl der Erwerbstätigen 2023 nur geringfügig stieg (+0,1 %). Vom 
Baugewerbe kamen dagegen trotz des Produktionsrückgangs im 
Wohnungsbau erneut positive Impulse (+0,6 %). Im Sektor der 
Grundstücks- und Wohnungswirtschaft blieb die Beschäftigung stabil 
bei 477.000 Erwerbstätigen. 

Trotz des weiteren Beschäftigungsaufbaus ist die schwache Konjunk-
tur nicht spurlos am Arbeitsmarkt vorüber gegangen. Zwar zählte 
2023 zu den Jahren mit der niedrigsten Arbeitslosigkeit seit der Wie-
dervereinigung dennoch erhöhte sich die Zahl der Arbeitslosen in 
Deutschland im Vergleich zum Vorjahr um 191.000 auf 2.609.000 
Menschen. Die Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt stieg ge-
genüber Vorjahr um 0,4 Prozentpunkte auf 5,7 % . Auf der Ebene 
der Bundesländer reicht die Arbeitslosenquote von 3,4 % in Bayern 
bis zu 10,6 % in Bremen. In allen Ländern hat die jahresdurchschnitt-
liche Arbeitslosenquote im Vorjahresvergleich zugenommen. Die 
stärksten Anstiege gab es mit +0,6 Prozentpunkten in Hamburg, 
Sachsen und Thüringen. Die schwächsten wurden mit jeweils +0,3 
Prozentpunkten in Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, Bayern, Berlin 
und Brandenburg ausgewiesen. 

Demografisch bedingt nimmt das Erwerbspersonenpotenzial in 
Deutschland bereits seit längerem ab. Der Trend einer alternden Be-
völkerung bewirkt, dass sich mehr Personen in den Ruhestand zu-
rückziehen als neu in das Erwerbsleben eintreten. Nach Berechnun-
gen des Institutes für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) in 
Nürnberg wird das Erwerbspersonenpotenzial – die Alterung der 
Bevölkerung isoliert betrachtet – im Jahr 2024 und im Jahr 2025 je-
weils um 420.000 Arbeitskräfte schrumpfen.2 Dank der Zuwande-
rung profitiert Deutschland dagegen bislang von einer steigenden 
Gesamtbeschäftigung. 

 

 
2 IAB (2023): Konjunkturflaute dämpft den Arbeitsmarkt, IAB-Kurzbericht 

18|2023. Nürnberg. 
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Damit das Arbeitskräfteangebot in Deutschland auch in Zukunft 
nicht nennenswert schrumpft, müsste die Nettozuwanderung nach 
Modellrechnungen des IAB bis 2050 in einer Spanne von 346.000 
Personen (bei extrem steigenden Erwerbsquoten der inländischen 
Bevölkerung) bis 533.000 Personen (bei realistisch steigenden Er-
werbsquoten) pro Jahr liegen.3  

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat einen sprunghaf-
ten Anstieg der Zuzüge von Schutzsuchenden verursacht. Bereits im 
Jahr 2022 wurden rund 1.098 000 Zuzüge von Menschen aus der 
Ukraine registriert. Die Nettozuwanderung aus der Ukraine lag im 
selben Jahr bei 960.000 Personen. Der Großteil der Zuwanderung 
fand von März bis Mai 2022 statt und sank seit August 2022 stetig. 
Im Jahr 2023 sind bis November im Saldo 114.000 Schutzsuchende 
aus der Ukraine nach Deutschland geflohen. 

Insgesamt kamen im Jahr 2023, die Nettozuwanderung ukrainischer 
Kriegsflüchtlinge eingerechnet, nach vorläufiger Schätzung des Sta-
tistischen Bundesamtes rund 650.000 bis 700.000 Personen mehr 
nach Deutschland als ins Ausland fortgezogen sind. Damit war die 
Nettozuwanderung deutlich geringer als im Vorjahr (2022: 1,5 Mio.) 
aber deutlich höher als im Durchschnitt des letzten Jahrzehnts. 

Trotz der guten Nettozuwanderung ist der Fachkräftemangel in 
Deutschland immer mehr zum flächendeckenden Problem gewor-
den, der nahezu alle Wirtschaftsbereiche und Regionen betrifft. So 
ermittelte das ifo-Institut im Rahmen seiner Konjunkturumfragen im 
Juli 2023, dass bei knapp 43 % der Unternehmen in Deutschland die 
Geschäftstätigkeit vom Fachkräftemangel behindert wird. Das bishe-
rige Allzeithoch des Indikators war im Juli 2022 mit einem Wert von 
49,7% erreicht worden Die Fachkräfteknappheit hat sich durch die 
schwächere Konjunktur verringert, ist aber weiterhin historisch hoch. 

Langfristig gesehen zeigt der Verlauf, dass sich der Fachkräftemangel 
seit 2009 deutlich erhöht hat. Zwischen 2009 und 2011 stieg der 
Indikator von ca. 10% auf knapp 20% sichtlich an. Im April 2018 
erreichte der Indikator einen zwischenzeitlichen Höchststand von 
36,2%, der mittlerweile deutlich übertroffen ist. Angesichts des de-
mografischen Wandels dürfte Arbeitskräfteknappheit auch in Zu-
kunft eine große Herausforderung für die deutsche Wirtschaft dar-
stellen.  

Private Konsumausgaben, Staatskonsum und Bauinvestitionen 
gingen deutlich zurück 

Die Konsumausgaben der privaten Haushalte im Inland sanken im 
Jahr 2023 preisbereinigt um 1,1 % gegenüber dem Vorjahr und la-
gen damit weiter unter dem Vorkrisenniveau des Jahres 2019  
(-2,1 %). Mit einem Anteil von knapp 51 % stellen die privaten Kon-
sumausgaben das bedeutendste Aggregat der Nachfrageseite dar. 
Der neuerliche Rückgang dürfte vor allem auf die hohen Verbrau-

 
3 IAB (2015): Zuwanderungsbedarf aus Drittstaaten in Deutschland bis 

2050. Bertelsmann-Stiftung. Gütersloh. 
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cherpreise zurückzuführen sein. Die steigenden Preise führten zu 
einem deutlichen Reallohnverlust der privaten Haushalte. Zwar sind 
die Löhne und Gehälter durch hohe Tarifabschlüsse und die steuer- 
und abgabenfreie einmalige Inflationsausgleichsprämie im zweiten 
und dritten Quartal 2023 erstmals seit drei Jahren wieder stärker 
gestiegen als die Inflation. Die zurückliegenden Reallohnverluste 
konnten allerdings bei weitem nicht ausgeglichen werden. 

Vom Rückgang des privaten Konsums waren vor allem die Bereiche 
betroffen, in denen die Preise im Jahresverlauf entweder auf dem 
hohen Niveau des Vorjahres verharrten oder sogar noch weiter an-
stiegen. Das gilt insbesondere für Nahrungsmittel, Getränke und 
Tabakwaren, für die im Jahr 2023 preisbereinigt deutlich weniger 
ausgegeben wurde als im Vorjahr (-4,5 %). Für langlebige Güter wie 
Einrichtungsgegenstände und Haushaltsgeräte, deren Preise 2023 
weiterhin hoch waren, sanken die preisbereinigten Ausgaben sogar 
noch stärker (-6,2 %). Zudem kauften die privaten Haushalte auch 
weniger kurzlebige Güter wie Bekleidung und Schuhe (-0,8 %).  

Auch die Ausgaben für Wohnung, Wasser, Strom, Gas u.a. Brenn-
stoffe sanken in ihrer Summe 2023 preisbereinigt leicht um 0,6 %. 
Dies ist bei deutlich steigenden Energiekosten vor allem dem Um-
stand zu verdanken, dass die Nettokaltmieten in sehr viel geringerem 
Umfang gestiegen sind (+2,1 %) als die allgemeine Teuerung  
(+5,9 %), also deutlich preisdämpfend wirkten. 

Demgegenüber nahmen die Konsumausgaben der privaten Haushal-
te für Verkehr im Jahr 2023 preisbereinigt um 2,4 % zu. Darin ent-
halten sind beispielsweise Autokäufe und Ausgaben für Verkehrs-
dienstleistungen. Auch für Freizeit, Unterhaltung und Kultur  
(+1,3 %) gaben die privaten Haushalte mehr aus als im Vorjahr, was 
sich zum Beispiel in höheren Ausgaben für Pauschalreisen zeigte. 

 

Auch der Staat reduzierte im Jahr 2023 erstmals seit fast 20 Jahren 
seine preisbereinigten Konsumausgaben (-1,7 %). Das lag vor allem 
am Wegfall staatlich finanzierter Corona-Maßnahmen wie Impfun-
gen und Ausgleichszahlungen für freie Bettenkapazitäten in Kran-
kenhäusern. Durch solche Maßnahmen hatte der Staatskonsum in 
den Jahren ab 2020 die Wirtschaftsleistung spürbar gestützt. 
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Die Bauinvestitionen sanken im Jahr 2023 preisbereinigt um 2,1 %. 
Neben den hohen Baupreisen wirkten sich die spürbar gestiegenen 
Bauzinsen aus, die insbesondere den Wohnungsbau bremsten. Das 
zeigen auch die unterjährigen Konjunkturstatistiken aus dem Bau-
gewerbe: Sowohl die Auftragseingänge im Wohnungsbau als auch 
die Zahl der zum Bau genehmigten Wohnungen sanken in den ers-
ten drei Quartalen 2023 deutlich gegenüber dem Vorjahreszeitraum. 
Positive Signale kamen vom Ausbaugewerbe, was unter anderem an 
den stark nachgefragten energetischen Sanierungen gelegen haben 
dürfte. 

Allein in Ausrüstungen – das sind vor allem Investitionen in Maschi-
nen, Geräte und Fahrzeuge – wurde 2023 deutlich mehr investiert 
als im Vorjahr (+3,0 %). Dazu trug vor allem der Anstieg der gewerb-
lichen Pkw-Neuzulassungen bei, der durch den bis August 2023 gel-
tenden Umweltbonus für Elektroautos im Firmenwagenbereich ver-
stärkt wurde. 

Vom Außenbeitrag kam im Jahr 2023 zwar ebenfalls ein positiver 
Impuls, der das Wirtschaftswachtum stützte. Diese resultierte aber 
allein daraus, dass bei sinkenden Exporten die Importe aufgrund der 
verhaltenen inländischen Nachfrage noch weit stärker zurück gingen.  

Eckdaten zur Konjunkturentwicklung in Deutschland 

 
 

2019 2020 2021 2022 2023 2024 

 
      

Veränderung in % gegenüber dem Vor-
jahr (reale Entwicklung) 

      

Reales Bruttoinlandsprodukt  1,1 – 3,8  3,2  1,8 – 0,3 0,4 

     Privater Konsum  1,6 – 5,9  1,5  3,9 – 0,8 1,0 

     Konsumausgaben des Staates  2,6  4,1  3,1  1,6 – 1,7 0,5 

     Bauinvestitionen  1,0   3,9  – 2,6  – 1,8  – 2,1  -2,4 

     Wohnungsbauinvestitionen  1,4   4,6  – 2,3  – 2,2  – 2,8  -3,6 

     Exporte  2,3 – 9,3  9,7  3,3 – 1,8 0,5 

Arbeitsmarkt       

Erwerbstätige in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 45.276 44.915 44.984 45.596 45.929 45.975 

     Veränderung in % gegenüber Vorjahr 0,9 -0,8 0,2 1,4 0,7 0,1 

Arbeitslose in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 2.266 2.695 2.613 2.418 2.609 2.679 

     Arbeitslosenquote* 5,0 5,9 5,7 5,3 5,7 5,8 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.1; 2023 erste vorläufige Ergebnisse; Bundesagentur für Arbeit, 
Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf; Werte für 2024 Schätzung nach Instituten und Bundesregierung Ende 2023/Anfang 2024 

 

*nationales Berechnungskonzept der Bundesagentur für Arbeit (Arbeitslose bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen) 
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Inflation sinkt, Entwicklung der Baupreise leicht gebremst auf 
hohem Niveau  

Die Inflationsrate in Deutschland – gemessen als Veränderung des 
Verbraucherpreisindex (VPI) zum Vorjahresmonat – ist im Laufe des 
Jahres 2023 deutlich zurück gegangen und erreichte im Dezember 
eine Rate von 3,9 %. Damit liegt sie weiterhin spürbar über dem 
Geldwertstabilitätsziel der Europäischen Zentralbank. Im Jahresmittel 
2023 haben sich die Verbraucherpreise in Deutschland um 5,9 % 
erhöht. Damit lag die Preissteigerung deutlich unter dem Rekordwert 

des Vorjahres (+7,9 %). Die historisch hohe Jahresteuerungsrate 
wurde vor allem von den extremen Preisanstiegen für Energieproduk-
te und Nahrungsmittel seit Beginn des Kriegs in der Ukraine getrie-
ben. Im Jahr 2021 hatte die Inflation noch bei 3,1 % gelegen. 

 

Die Preise für den Neubau von Wohngebäuden in Deutschland sind 
im 4. Quartal 2023 um 4,3 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum 
gestiegen. Im 3. Quartal  2023 hatten die Preise noch um 6,4 % zu-
gelegt. Damit hat sich der seit mehr als drei Jahren andauernde bei-
spiellose Preisauftrieb bei den Baupreisen zuletzt wieder der allge-
meinen Inflation angenähert. Diese lag im November 2023 im Vor-
jahresvergleich bei 3,2 %. Im Jahresmittel sind die Baupreise von 
Wohngebäuden 2023 um 8,5 % gestiegen, im Vergleich zu 16,4 % 
im Jahr zuvor. 
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War 2021 zunächst die weltweite Nachfrage nach Baustoffen, die 
mit Abflauen der Coronakrise sprunghaft gestiegen war, ausschlag-
gebend für den erheblichen Preisdruck bei Baumaterialien, kamen 
durch den Krieg in der Ukraine weitere Lieferengpässe und eine 
enorme Verteuerung  der Energiepreise hinzu. Verglichen mit dem 
Vorkrisenniveau stiegen die Baupreise von Ende 2019 bis Ende 2023 
um insgesamt 39,4 %. Einen derartigen Preisschock hat es seit den 
frühen 70er-Jahren des letzten Jahrhunderts nicht mehr gegeben. 

Vor allem vom Ausbaugewerbe, das mit rund 56 % den größten 
Anteil an den Bauleistungen im Wohnungsbau hat, geht weiterhin 
ein deutlicher Preisdruck aus: Die Preise für Ausbauarbeiten nahmen 
im 4. Quartal 2023 gegenüber dem Vorjahr um 6,5 % zu.  

Hierbei erhöhten sich die Preise für Tischlerarbeiten um 5,5 %. Diese 
haben unter den Ausbauarbeiten den größten Anteil am Baupreisin-
dex für Wohngebäude. Bei Heizanlagen und zentralen Wasserer-
wärmungsanlagen (zum Beispiel Wärmepumpen) stiegen die Preise 
um 9,0 %, bei Nieder- und Mittelspannungsanlagen (zum Beispiel 
Elektro-Warmwasserbereiter) um 8,0 %. Die Preise für Wärmedämm-
Verbundsysteme nahmen um 7,1 % zu.  

Neben dem Neubau werden auch die Preise für Instandhaltungsar-
beiten an Wohngebäuden (ohne Schönheitsreparaturen) erhoben. 
Diese lagen im 4. Quartal 2023 um 6,6 % über denen des Vorjah-
resmonats. 

Die Preise für Rohbauarbeiten an Wohngebäuden haben sich dage-
gen, angesichts der rückläufigen Bautätigkeit, bereits 2023 deutlich 
moderater entwickelt. Sie stiegen von November 2022 bis November 
2023 lediglich um 1,5 %. Den größten Anteil an den Rohbauarbei-
ten und auch am Gesamtindex für den Neubau von Wohngebäuden 
haben Betonarbeiten und Mauerarbeiten. Während Betonarbeiten im 
Vorjahresvergleich um 1,3 % günstiger waren, nahmen die Preise für 
Mauerarbeiten im Vergleich zum November 2022 um 3,3 % zu. Für 
Dachdeckungs- und Dachabdichtungsarbeiten erhöhten sich die Prei-
se um 4,6 %, Erdarbeiten waren 6,2 % teurer als im November 
2022. Die Preise für Zimmer- und Holzbauarbeiten sind im Vergleich 
zum November 2022 um 1,9 % gesunken. 

Obwohl sich die Preisdynamik im vergangenen Jahr damit in einigen 
Bereichen deutlich abgeschwächt hat, bleibt das Niveau weiterhin 
hoch. Durch die schwindende Nachfrage ist die Kapazitätsauslastung 
im Baugewebe zuletzt deutlich gesunken und lag im Hochbau zum 
Jahresende 2023 unterhalb der 70-Prozent-Marke. Dies mindert zu-
sammen mit nachlassenden Materialpreisen den Preisdruck. Die Bau-
preise dürften nach drei Jahren enormer Anstiege im Jahr 2024  
erstmals wieder etwas zurückgehen. Darauf weisen auch die Preis-
erwartungen der Bauunternehmen hin. 
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Schwierigeres Finanzierungsumfeld und hohe Baupreise schi-
cken Bauinvestitionen auf Talfahrt. 

Die Baukonjunktur wurde aufgrund von Preissteigerungen bei Bau-
materialien und Baupreisen, die durch den anhaltenden Krieg in der 
Ukraine noch deutlich verstärkt wurden, sowie durch steigende Zin-
sen und verschlechterte Finanzierungsbedingungen bei weiter anhal-
tendem Fachkräftemangel auf Abwärtskurs geschickt. Die Bauinvesti-
tionen waren 2023 rückläufig und sanken um 2,1 %. Bereits im Vor-
jahr waren sie erstmals seit sechs Jahren um 1,8 % zurückgegangen. 

Im Wohnungsbau hat die Bundesregierung nach mehreren abrupten 
Förderstopps mit anschließenden deutlichen Verschärfungen der 
Förderbedingungen das Vertrauen in die Verlässlichkeit der Woh-
nungsbauförderung untergraben. Dies dürfte im Zusammenspiel mit 
dem deutlich ungünstigeren Finanzierungsumfeld und den hohen 
Preisen maßgeblich zu den hohen Stornierungsraten im Wohnbau 
beigetragen haben, die seit der zweiten Jahreshälfte 2022 zu be-
obachten waren. Erst zum Jahresende 2003 zeigen die Auftragsein-
gänge im Wohnungsbau eine leicht stabilisierende Tendenz. 

Insgesamt nahmen die Wohnungsbauinvestitionen 2023 mit 2,8 % 
sogar spürbar stärker ab als die Bauinvestitionen insgesamt. Jahre-
lang hatte der Wohnungsbau die treibende Kraft unter den Bauspar-
ten gebildet und war deutlich stärker als die übrigen Baubereiche 
gewachsen. Lediglich der öffentliche Bau zeigte sich 2023 mit einem 
nur geringen Rückgang (-0,2 %) weitgehend stabil. Der gewerbliche 
Bau schrumpfte um 1,2 % Insgesamt blieb der Nichtwohnungsbau 
auch 2003 im Vorjahresvergleich deutlich im Minus (-1,0 %). 

In Neubau und Modernisierung der Wohnungsbestände flossen 2023 
rund 300 Mrd. EUR. Anteilig wurden 61,0 % der Bauinvestitionen im 
Wohnungsbau getätigt; leicht weniger als im Vorjahr. Insgesamt um-
fassen die Bauinvestitionen über alle Immobiliensegmente 2023 ei-
nen Anteil von 13 % des Bruttoinlandsproduktes.  

 

Aufgrund der weiterhin hohen Zuwanderung und einer wachsenden 
Bevölkerung bleibt der Bedarf an Wohnraum hoch. Die derzeit ver-
fügbaren niedrigen Fördermittel, die weiterhin hohen Zinsen und das 
erreichte Niveau der Baupreise dürften den Wohnungsbau aber deut-
lich bremsen. Die bisher nicht ausgeglichenen Realeinkommensver-
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luste der Privathaushalte in den vergangenen drei Jahren erschweren 
die Finanzierung von Wohnbauprojekten zusätzlich.  

Im Jahr 2024 dürften die Investitionen in Wohnbauten nochmals 
deutlich zurückgehen, da die Baupreise nach wie vor hoch sind und 
die Kreditzinsen nur sehr langsam sinken. Angesichts der deutlich 
sinkenden Inflationsraten im Euroraum hat die Geldpolitik der EZB 
aber ihren Zinsgipfel wohl erreicht. Im Sommer/Herbst des kommen-
den Jahres erwarten Experten eine erste Leitzinssenkung. Der Zinss-
ätze für die Hauptrefinanzierungsgeschäfte dürften dann bis Mitte 
2025 allmählig auf etwa die Hälfte des heutigen Niveaus sinken. 
Baupreis- und Zinsreduktion werden damit die Bedingungen für Bau-
investitionen nur langsam schrittweise verbessern. 

Insgesamt dürften die Investitionen in Wohnbauten den Prognosen 
der Institute zufolge im Jahr 2024 um 3,7 % bis 4,2 % einbrechen. 
Erst im kommenden Jahr 2025 dürfte allmählich eine Trendwende zu 
wieder wachsenden Wohnungsbauinvestitionen eingeleitet werden. 
Dann dürften auch die Effekte der Anfang 2024 eingeführten de-
gressiven Sonderabschreibung im Wohnungsneubau wirksam wer-
den. Diese ist freilich für die große Mehrheit der professionellen ge-
werblichen Anbieter ohne Bedeutung, ermöglicht allerdings Steuer-
sparmodelle für gutverdienende Einzelinvestoren.  

Da der Fokus der Förderprogramme der Bundesregierung bislang auf 
Sanierungen bestehender Wohngebäude liegt und die hohen Ener-
giekosten verbunden mit den postulierten Zielen des Klimaschutzes 
starke Anreize dafür bieten, dürften sich innerhalb der Bauinvestitio-
nen die Gewichte zugunsten des Bestandes verschieben. Es ist also 
mit einem sehr deutlichen Rückgang der Neubauten und einer antei-
ligen Verlagerung von Investitionsmitteln zur Modernisierung von 
Wohngebäuden zu rechnen. 

Wohnungsbaugenehmigungen brechen weiter ein 

Im Jahr 2023 dürften nach letzten Schätzungen die Genehmigungen 
für rund 260.000 neue Wohnungen auf den Weg gebracht worden 
sein. Damit wurden 27 % weniger Wohnungen bewilligt als im Jahr 
zuvor. Damit setzt sich der bereits im Vorjahr begonnene Abwärts-
trends im Wohnungsbau (2022: -7 %) dramatisch verstärkt fort. 

Baugenehmigungen 
 2022 2023* 
 

Januar bis 
Dezember 

Januar bis 
Dezember 

Veränderung 
gegen Vorjah-
reszeitraum  

    

Anzahl der genehmigten Wohnungen    

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 354.162 260.000 -26,6% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Ein- und Zweifamilienhäusern 105.839 63.000 -40,5% 

        davon Einfamilienhäuser 78.111 49.000 -37,3% 

                   Zweifamilienhäuser 27.728 14.000 -49,5% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 190.408 143.000 -24,9% 

        davon: Eigentumswohnungen 81.620 64.000 -21,6% 

                    Mietwohnungen 108.788 79.000 -27,4% 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik; *2023 eigene Schätzung auf Grundlage der Statistik bis 11/2023 
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Aktuell ist die Gemengelage für den Wohnungsbau äußerst schwie-
rig: Ein historischer Preisanstieg bei den Bauleistungen trifft auf deut-
lich gestiegene Bauzinsen und eine durch die Haushaltslage bedingte 
Unklarheit bezüglich der gültigen Förderkonditionen. Diese schwieri-
gen Rahmenbedingungen für den Wohnungsneubau schlugen sich 
2023 sowohl bei Genehmigungen von Ein- und Zweifamilienhäusern 
als auch im Geschosswohnungsbau nieder. Dabei ging die Zahl der 
neu genehmigten Ein- und Zweifamilienhäusern (-41 %) noch deut-
lich stärker zurück als die genehmigten Wohnungen in Mehrfamili-
enhäusern (-25 %). 

Die Zahl neu genehmigter Eigentumswohnungen sank dabei ersten 
Schätzungen etwas weniger stark (-22 %) als die Genehmigungen 
für neue Mietwohnungen (-27 %). Insgesamt wurden 2023 wohl 
rund 64.000 Eigentumswohnungen und 79.000 Mietwohnungen im 
Geschosswohnungsbau genehmigt. 

 

Baufertigstellungen ebenfalls deutlich rückläufig  

Im Jahr 2023 wurden voraussichtlich 255.000 Wohneinheiten fertig-
gestellt. Nach dem leichten Fertigstellungsanstieg im Vorjahr, der 
durch einen Schlussspurt bereits genehmigter Projekte geprägt war, 
wurde der Einbruch im Wohnungsbau 2023 auch bei den Fertigstel-
lungszahlen greifbar (-14 %). Für die Jahre 2024 ist auf Grundlage 
der Entwicklungen bei den Genehmigungen ein noch stärkerer Ein-
bruch zu erwarten. Die Fertigstellungen dürften dann um weitere 
18 % auf rund 208.000 neu errichtete Wohnungen einbrechen. 
Auch 2025 wird sich dieser Trend fortsetzen, wenn auch deutlich 
abgeschwächt. Die Fertigstellungen dürften dann erstmals seit 2011 
wieder unterhalb der 200.000-Marke liegen. 

Wie eine Umfrage unter den im GdW organisierten Unternehmen 
zum Jahresende 2023 zeigt, ist die Lage für den Neubau dramatisch 
und spitzt sich weiter zu: Mehr als 22 %, der von den Unternehmen 
für das Jahr 2024 geplanten neuen Wohnungen, können unter den 
derzeitigen Rahmenbedingungen nicht gebaut werden. Im Jahr 2025 
sind sogar 38 % der Neubaupläne nicht realisierbar. Hochgerechnet 
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auf alle Unternehmen im GdW bedeutet dies gut 18.000 Wohnun-
gen, die entgegen der ursprünglichen Planung (60.000 WE) nach 
derzeitiger Sachlage in den Jahren 2024/2025 nicht mehr realisierbar 
sein werden. Über zwei Drittel der GdW-Wohnungsunternehmen 
werden in den kommenden beiden Jahren nach gegenwärtiger Lage 
gar keine Wohnungen mehr errichten können (2024: 68 %; 2025: 
69 % der Unternehmen). 

Eine ebenso angespannte Lage ergab die Umfrage auch bei den ei-
gentlich geplanten Modernisierungsvorhaben: 2024 werden die 
GdW-Wohnungsunternehmen rund 13 %, 2025 rund 18 % weniger 
Wohnungen modernisieren können. Von den ursprünglich vorgese-
henen rund 184.000 Wohneinheiten werden 28.000 nicht klima- 
und altersgerecht angepasst werden können. Von den verbleibenden 
etwa 156.000 Wohnungen wird wiederum bei einem Fünftel (22 %) 
der Umfang der ursprünglich geplanten Maßnahmentiefe deutlich 
reduziert. Dies betrifft insgesamt 35.000 Wohneinheiten.  

Die Entwicklung der Wohnungsfertigstellungen entfernt sich damit 
immer deutlicher vom Ziel der Bundesregierung, rund 400.000 Woh-
nungen pro Jahr neu zu errichten. Vor dem Hintergrund steigender 
Wohnungsbedarfe, einer wachsenden Einwohnerzahl und um die 
Wohnungsbau- und Klimaziele nicht komplett abschreiben zu müs-
sen, sollte die Bundesregierung schnell weitere Maßnahmen für ein 
Sofortprogramm für bezahlbaren und sozialen Wohnungsbau ergrei-
fen. Die jüngst in der Bereinigungssitzung zum Bundeshaushalt 2024 
beschlossene Bereitstellung von einer Milliarde Euro für ein neues 
Förderprogramm für den Neubau energieeffizienter, bezahlbarer 
Wohnungen mit Wohnflächenbegrenzung ist ein erster Schritt in die 
richtige Richtung. 
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